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A k t u e l l 
Neues Baurecht in NRW:  
Was seit dem 1. September 2026 gilt

Zum 1. September 2026 ist in Nordrhein-Westfalen (NRW) die 

novellierte Bauordnung in Kraft getreten. Der Landtag NRW hat 

am 15. Juli 2026 dazu das „Dritte Gesetz zur Änderung der 

Landesbauordnung 2018“ (BauO NRW) beschlossen. Wer jetzt 

baut oder plant, sollte die wichtigsten Neuerungen kennen.

Was gilt für laufende Bauanträge?

Anträge, die vor dem 1. September 2026 gestellt wurden, wer-

den nach altem Recht bearbeitet. Die Bauherrschaft kann aller-

dings ausnahmsweise beantragen, dass das neue Recht ange-

wendet wird. Die neue Genehmigungsfiktion gilt jedoch nur für 

Anträge ab dem 1. September 2026 – ein Wechsel auf das neue 

Recht bringt diesen Vorteil also nicht.

Neue Vorgaben für Baugenehmigungsverfahren: 

Genehmigungsfiktion und digitale Antragstellung

Als wichtigste Neuerung wird eine Genehmigungsfiktion einge-

führt. Entscheidet die Bauaufsichtsbehörde im vereinfachten Ver-

fahren nicht rechtzeitig, gilt die Baugenehmigung automatisch als 

erteilt. Die Behörde stellt dann unverzüglich eine Bescheinigung 

aus, die die klassische Baugenehmigung ersetzt. Bauherren kön-

nen auf diesen Effekt aber verzichten – etwa, wenn die Bank eine 

förmliche Genehmigung verlangt. 

Die Genehmigungsfiktion greift aber nur, wenn alle Vorausset-

zungen erfüllt sind: Der Bauantrag muss vollständig sein, alle 

Beteiligungsfristen müssen abgelaufen sein, und ein eventuell 

erforderliches gemeindliches Einvernehmen muss vor Fristablauf 

ordnungsgemäß ersetzt worden sein.

Bauanträge sind bei der unteren Bauaufsichtsbehörde nun 

grundsätzlich verpflichtend elektronisch einzureichen. Hat die 

Behörde einen digitalen Zugang eröffnet, ist ausschließlich dieser 

zu nutzen.

Weniger DIN-Normen – mehr Eigenverantwortung

Bislang musste bauordnungsrechtlich ein umfangreiches Regel-

werk aus DIN-Normen beachtet werden. Das hat sich grundle-

gend geändert. Im bauordnungsrechtlichen Verfahren sind jetzt 

nur noch die sogenannten Technischen Baubestimmungen ver-

bindlich. Das entspricht rund 10 % des bisherigen DIN-Regel-

werks – 90 % entfallen.

Wichtig: Das Zivilrecht bleibt davon unberührt. Wer einen Bau-

vertrag schließt, muss weiterhin grundsätzlich die anerkannten 

Regeln der Technik einhalten. An diesem Punkt setzt die bundes-

weite Diskussion über den sogenannten „Gebäudetyp E“ an, die 

abzuwarten bleibt. Daneben gehen namhafte Stimmen davon 

aus, dass es schon heute möglich ist, in Bauverträgen individual-

vertraglich von den anerkannten Regeln der Technik abzuwei-

chen – vorausgesetzt, der Vertragszweck wird nicht gefährdet 

und die Abweichung ist für den Erwerber hinreichend transparent 

gemacht.
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Genehmigungsfreistellung: 

Für mehr Vorhaben keine Genehmigung nötig

Das Genehmigungsfreistellungsverfahren (GFS) ist erheblich 

ausgeweitet worden. Im GFS bedarf es keiner Baugenehmigung 

– das Vorhaben kann nach Ablauf einer Monatsfrist umgesetzt 

werden. Grundsätzlich sind jetzt deutlich mehr Vorhaben im Be-

reich eines qualifizierten Bebauungsplans freigestellt – daneben 

auch die Änderung und Nutzungsänderung von Dachgeschossen 

zu Wohnzwecken einschließlich der Errichtung von Dachgauben 

im Innenbereich sowie die Errichtung und Änderung von be-

stimmten privilegierten Solaranlagen im Außenbereich. Neu ist 

zudem, dass die bisherige Einschränkung, wonach die Freistel-

lung ausschied, wenn Abweichungen oder Befreiungen erforder-

lich waren, weggefallen ist. Solche Abweichungen können jetzt 

isoliert vorab beantragt und positiv beschieden werden, ohne das 

Freistellungsverfahren zu blockieren. Anträge sind stets bei der 

Bauaufsichtsbehörde einzureichen – das ermöglicht die digitale 

Einreichung über das Bauportal NRW.

Umbau, Aufstockung und Modernisierung werden deutlich 

einfacher

Die Novelle schafft eine neue „Umbauordnung“. Sie erleichtert 

die Umnutzung von Büros oder Gewerberäumen zu Wohnungen. 

Für bestehende Bauteile muss eine ganze Reihe von Vorschriften 

– etwa zu Abstandsflächen, Brandwänden und Dächern – nicht 

mehr eingehalten werden. Neu einzubauende Teile unterliegen 

weiterhin den aktuellen Anforderungen.

Wer ein bestehendes Gebäude erstmals um ein Geschoss auf-

stockt, profitiert ebenfalls von erheblichen Erleichterungen. Die 

neuen Wohnungen müssen nur den Anforderungen der bisheri-

gen Gebäudeklasse entsprechen – teure Sprünge in höhere Klas-

sen mit strengeren Auflagen bleiben damit aus.

In diesem Zusammenhang neu geregelt ist der Bestandsschutz 

bestehender Gebäude. Werden bestehende Anlagen wesentlich 

geändert, dürfen an die nicht von der Änderung berührten Teile 

künftig nur noch Anforderungen gestellt werden, wenn dies zur 

„Abwehr von Gefahren für Leben und Gesundheit“ im Einzelfall 

erforderlich ist. Bautechnische Nachweise beschränken sich 

beim verbleibenden Bestand auf statische Einflüsse und – beim 

Brandschutz – auf den Nachweis der Rettungswege nach § 33 

BauO NRW.

Neue statische oder brandschutztechnische Beurteilungen, die 

für eine Änderung notwendig werden, führen nicht automatisch 

zum Verlust des Bestandsschutzes. Bei Modernisierungen soll die 

Bauaufsichtsbehörde von Anforderungen an nicht betroffene Teile 

absehen, wenn diese die Modernisierung erheblich erschweren 

würden.

Allgemeiner Brandschutz: Drei wichtige Erleichterungen

Die Novelle sieht allgemeine Erleichterungen im Brandschutz 

vor, die Abweichungsentscheidungen entbehrlich machen. Un-

ter bestimmten Voraussetzungen können Brandwände bei Da-

chausbauten kürzer ausgeführt und hölzerne Dachlatten sowie  
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PRAXISHINWEIS

bestimmte Folien über Brandwände hinweggeführt werden, 

wenn sie entsprechend nichtbrennbar eingebettet sind. Zudem 

wird der erforderliche Mindestabstand einer Brandwand bei über 

Eck zusammentreffenden Gebäudeteilen von 5 m auf 3 m verrin-

gert. Schließlich dürfen Leitungen auf Dächern unter bestimmten 

Voraussetzungen über Brandwände hinweggeführt werden.

Reichen Sie Ihr Vorhaben jetzt ein, gelten die neuen Regelungen  

zur Genehmigungsfreistellung und Genehmigungsfiktion. Die 

neue „Umbauordnung“ eröffnet insbesondere für Umnutzungs- 

und Aufstockungsprojekte zusätzliche Spielräume und erleich-

tert damit die Weiterentwicklung bestehender Gebäude. Unsere 

Fachanwälte beraten Sie gerne dazu, welche Verfahren und  

Erleichterungen für Ihr Vorhaben in Betracht kommen und wie 

die neuen Anforderungen umzusetzen sind.
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